
1 

TECHNISCHE UNIVERSITÄT BERLIN Berlin, den 08.09.2023 
Die Präsidentin / K 3 - EAS Tel. 22501 

P r o t o k o l l 
der Sitzung des Erweiterten Akademischen Senats der Technischen Universität 

Berlin am Mittwoch, dem 05.07.2023 
_______________________________________________________________________ 

Vorsitz:  Pat Schubert 
Gäste: Prof. Dr. Stephan Völker (Vizepräsident für Forschung und Berufungen), 
Lars Oeverdieck (Kanzler), Steffi Terp (Chief Communication Officer) 

Mitglieder: 

Geschäftsstelle: Annette Hiller, Lara van Gemmern, Michèle Heims 

Stefan Weinzierl i.V.
Andreas Bardenhagen i.V. 
Wolf-Christian Müller i.V.
Wolfgang Müller i.V.
John Sullivan 
Christine Ahrend 
Thomas Neumann 
Simone Knab 
Sebastian Möller 
Uwe Nestmann 
Friedel Gerfers i.V.
Sibylle Dieckerhoff 

Heike Gempf 
Petra Neukamp  i.V.
Harald Scheel  i.V.
Christoph Roesrath 
Susanne Teichmann 

Günter Eisen 
Benjamin Bisping i.V.
Gabriele Wendorf 
Christian Stoll 

Prof.: 

Pat Schubert 
Flora Grellmann i.V.
Maria Würth 
Simon Gaebel 
Timo Prinz i.V.

aM: 

St: Vanessa Kempen 
Judith Wamser 
Dominic Riedmiller i.V.
Kai Biethahn  i.V.
Carsten Schubert i.V.

Anja Günther 
Stefan Damke 
Ulrike Gaebel i.V.
Edda Gruitrooy 
Kathrin Philipp i.V.

Susanne Felgner  i.V.
Lukas Vorwerk  i.V.
Johannes Wellmann i.V.
Thies Johannsen i.V.
Ilja Behnke 

Frank Behrendt 
Frank Straube 
Markus Hecht i.V.
Sören Salomo 
Jörg Liesen i.V.
Wilhelm Stannat i.V.
Sahin Albayrak 
Timm Teubner i.V.
Christian von Hirschhausen 
Rüdiger Zarnekow i.V.
Ulrike Woggon 
Utz von Wagner 
Jan Kratzer 
Martin Kada 
Markus Feufel 
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ZFA: Antje Bahnik 

PersRat: Ulrike Künkel 

TutPers: E. vor den Tharen 

Beginn:  13:15 Uhr  Ende: 16:15 Uhr 

TOP     Beratungsgegenstand  
__________________________________________________________________ 

TOP 4 Änderung der Grundordnung der Technischen Universität Berlin: 
Anpassung an das neue BerlHG und Neugliederung (Fortführung der Sitzung 
vom 21.06.2023) 

TOP 5 Verschiedenes 
__________________________________________________________________ 

TOP 4 Änderung der Grundordnung der Technischen Universität Berlin: 
Anpassung an das neue BerlHG und Neugliederung 
(Fortführung der Sitzung vom 21.06.2023) 

Pat Schubert eröffnet den Tagesordnungspunkt und übergibt das Wort an Annette 
Hiller. Diese erläutert, dass anhand der vorab verschickten Beschlussliste die 
einzelnen Änderungen ggfs. kurz diskutiert und dann beschlossen werden. Danach 
wird eine Gesamtabstimmung über die beschlossenen und die in der Synopse vom 
07.06.2023 aufgeführten Änderungen erfolgen. 
Der Erweiterte Akademische Senat beschließt die Änderungen der Grundordnung der 
Technischen Universität Berlin mit den Nummern EAS 1/6-05.07.2023 – EAS 36/6-
05.07.2023 gemäß Anlage 1.  
Zwischen 15:10 Uhr und 15:20 Uhr wird die Sitzung wird für 10 Minuten pausiert. 
Erläuterung zu den Beschlüssen EAS 29/6-05.07.2023 bis EAS 31/6-05.07.2023: 
Die Abstimmung der alternativen Versionen des § 65 führten zu einem Patt, weswegen 
zunächst der weitergehende Antrag (linke Seite der Beschlussliste) abgestimmt wurde. 
Da dieser abgelehnt wurde, wurde danach der Antrag auf der rechten Seite der 
Beschlussliste abgestimmt und angenommen. 

TOP 5 Verschiedenes 
- entfällt - 

Die Sitzung wird um 16:15 Uhr geschlossen. 

Vorsitz: Pat Schubert Protokoll: Lara van Gemmern 

gez. gez. 
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EAS 1/6-05.07.2023 Die Präambel wird gestrichen 
. 

29 2 19 Die Präambel wird beibehalten:

Präambel 

1Die Technische Universität Berlin bekennt sich zu 
den Prinzipien der Gruppenuniversität.  
2Hochschullehrer*innen, wissenschaftliche 
Mitarbeiter*innen, Studierende und Mitarbeiter*innen in 
Technik, Service und Verwaltung bemühen sich in den 
Selbstverwaltungsgremien gemeinsam, auf 
Augenhöhe, stetig um die Verbesserung ihrer 
Hochschule. 3Die unterschiedlichen Blickwinkel auf die 
Hochschule befruchten die Zusammenarbeit und 
tragen zu einem besseren Ganzen bei. 4Die Mitglieder 
der Hochschule begegnen sich dabei gegenseitig mit 
Wertschätzung.  
5Die Mitglieder der Universität setzen sich aktiv für die 
Gleichstellung aller Geschlechter ein und schaffen 
familienfreundliche Studien- , Forschungs- und 
Arbeitsbedingungen. 6 Die Technische Universität 
Berlin gewährleistet Chancengleichheit ebenso wie 
Diskriminierungsfreiheit auf allen Ebenen der 
universitären Organisation. 7Sie berücksichtigt die 
Pluralität der Weltbilder und Lebensformen explizit 
auch in Lehre und Forschung. 

EAS 2/6-05.07.2023 Nach § 12 wird folgender § 12a eingefügt: 

§ 12a
Sitzungsgeld 

(1) 1Studierende, die als Mitglieder oder 
Teilnehmer*innen mit Rede- und Antragsrecht an 
Sitzungen von Gremien der Akademischen 
Selbstverwaltung der Technischen Universität Berlin 
oder deren Ausschüssen, Kommissionen und 

einstimmig - - Kein Gegenvorschlag

Anlage 1
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Unterkommissionen teilnehmen, für die kein Anspruch 
auf Sitzungsgeld nach der  
Hochschulsitzungsgeldverordnung des Landes Berlin 
(HSigVO) besteht, erhalten zur Förderung der 
Partizipation dennoch Sitzungsgeld. 2Die Höhe des 
Sitzungsgeldes entspricht dem in der HSigVO 
vorgesehenen Regelsatz. 3Soweit die Sitzungsdauer 
drei Stunden überschreitet, erhöht sich das 
Sitzungsgeld nach Satz 2 auf den erhöhten Satz nach 
HSigVO. 4Mehrere Sitzungen eines Gremiums an 
einem Tag zählen als eine Sitzung mit gegebenenfalls 
erhöhter Stundenzahl. 5Soweit der 
Sitzungsgeldanspruch nach HSigVO unter dem nach 
dieser Vorschrift zu gewährenden läge, wird der 
höhere Betrag gezahlt (Günstigkeitsprinzip).  
 
(2) Studierende, die als Wahlhelfer*innen die 
Durchführung der Wahlen unterstützen, erhalten pro 
zwei Stunden Einsatz als Aufwandsentschädigung 
den Satz, den Bezirksverordnete für 
Ausschusssitzungen erhalten. 
 

EAS 3/6-05.07.2023 § 21 (Aufgaben des Präsidiums) Absatz 2 Satz 1 
Nr. 9 wird wie folgt gefasst: 
2) 1Das Präsidium ist für alle Aufgaben der 
Technischen Universität Berlin zuständig, soweit 
diese Ordnung nichts anderes bestimmt. 2Es ist 
insbesondere zuständig für 
(…) 
9. die Abgabe des jeweils nach zwei Jahren 
vorzulegenden Rechenschaftsberichts an den 
Erweiterten Akademischen Senat und das Kuratorium 
 
§ 31 Nr. 3 und § 25 Absatz 1 Nr. 2 werden 
entsprechend angepasst. 
 

22 11 18 § 21 (Aufgaben des Präsidiums) Absatz 2 Satz 1 
Nr. 9 wird wie folgt gefasst: 
2) 1Das Präsidium ist für alle Aufgaben der Technischen 
Universität Berlin zuständig, soweit diese Ordnung 
nichts anderes bestimmt. 2Es ist insbesondere 
zuständig für 
(…) 
9. die Abgabe des jeweils nach einem Jahr 
vorzulegenden Rechenschaftsberichts an den 
Erweiterten Akademischen Senat und das Kuratorium 
 
§ 31 Nr. 3 und § 25 Absatz 1 Nr. 2 werden entsprechend 
angepasst. 
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EAS 4/6-05.07.2023 § 21 (Aufgaben des Präsidiums) Absatz 2 Satz 1. 
als Nr. 9 wird neu eingefügt: 

9. die Erstellung und Abgabe eines jährlichen Plans
an den Erweiterten Akademischen Senat, der 
Maßnahmen zur Strategieumsetzung enthält und 
auch eine Basis für den Rechenschaftsbericht bildet 

10. die Abgabe des jeweils nach…

Und 

§ 31 Nr. 3 Aufgaben des Erweiterten Akademischen
Senats wird ergänzt mit: 

Der Erweiterte Akademische Senat ist zuständig für 
(…) 
3. die Erörterung und Stellungnahme zu den
jährlichen  Maßnahmenplänen  und zu den jeweils 
nach 2 Jahren vorzulegenden 
Rechenschaftsberichten des Präsidiums  gemäß § 21 
Absatz 2 Satz 1 Nr. 9 und 10. 

33 1 17 §§ 21 und 31 bleiben insoweit unverändert.

Die Einführung der Verpflichtung des Präsidiums einen 
jährlichen Maßnahmenplan abzugeben wird abgelehnt, 
die Einfügungen in §§ 21 und 31 unterbleiben. 

EAS 5/6-05.07.2023 § 23 Vizepräsident*innen Absätze 1und 2 und § 55 
(Nominierung/Wahl/Abwahl der VPs) Absätze 1 
bis 3 werden wie folgt gefasst: 

§ 23 Vizepräsident*innen

(1)  1Der*die Erste Vizepräsident*in ist ständige 
Vertreter*in des*der Präsident*in. 2Im Übrigen gilt § 
20 Absatz 2 Satz 4. 3Er*sie ist nach den Vorschriften 
des § 55 aus dem Kreis der der Hochschule 
angehörenden hauptberuflichen Professor*innen zu 
wählen. 

49 1 2 Kein Gegenvorschlag
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(2) 1An der Technischen Universität Berlin werden 
mindestens zwei weitere Vizepräsident*innen, die 
hauptamtlich tätig sein sollen, gewählt.  3Der oder die 
erste Vizepräsident*in und die zwei weiteren 
Vizepräsident*innen müssen die Kernthemen 
Forschung, Berufung, Studium und Lehre abdecken.  
  
(3) und (4) (…) 
 

§ 55 Nominierung, Wahl und Abwahl der 
Vizepräsident*innen 

 
(1)  1Die Vorschläge für die Wahl der 
Vizepräsident*innen werden vom Akademischen 
Senat beschlossen. 2Es sind diejenigen Vorschläge zu 
berücksichtigen, die von der Mehrheit der Mitglieder 
des Akademischen Senates unterstützt werden. 
 
(2) 1Die Ausschreibung der drei nach § 23 
verpflichtend zu wählenden Vizepräsident*innen 
erfolgt parallel zur Ausschreibung des 
Präsident*innenamtes. 2Der*die neugewählte 
Präsident*in bestimmt die Anzahl der weiteren zu 
besetzenden haupt- und nebenamtlichen 
Vizepräsident*innen, die dann ebenfalls 
ausgeschrieben werden. 
 
(3) 1Aus den Bewerbungen um die 
Vizepräsident*innenämter schlägt der*die 
Präsident*in dem Akademischen Senat 
Kandidat*innen zur Nominierung vor. 2Die Vorschläge 
sind zu begründen. 
 
(4) bis (8) (…) 
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EAS 6/6-05.07.2023 § 54 Absatz 1 (Findungskommission) wird 
ersatzlos gestrichen 

18 4 30 § 54 Absatz 1 (Findungskommission) wird 
grundsätzlich befürwortet. 

EAS 7/6-05.07.2023 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 1 wird ergänzt um: 
 
(1) Rechtzeitig vor der Ausschreibung der Stelle 
des*der Präsident*in, kann der Akademische Senat 
eine unter gleicher Beteiligung der Mitgliedergruppen 
besetzte Findungskommission einsetzen.  
 

21 7 24 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 1 bleibt unverändert: 
 
(1) Rechtzeitig vor der Ausschreibung der Stelle 
des*der Präsident*in, kann der Akademische Senat 
eine Findungskommission einsetzen.  
 

EAS 8/6-05.07.2023 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 
Die Findungskommission spricht Kandidat*innen an 
sorgt für die Ansprache möglicher Kandidat*innen, 
sichtet die Bewerbungen  (…) 
 

31 1 19 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 3 bleibt: 
 
Die Findungskommission spricht Kandidat*innen an, 
sichtet die Bewerbungen (…). 

EAS 9/6-05.07.2023 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 
Die Findungskommission (…), und sichtet die 
Bewerbungen. und empfiehlt dem Akademischen 
Senat (…) 
 

18 3 31 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 
Die Findungskommission (…), sichtet die 
Bewerbungen. und empfiehlt dem Akademischen 
Senat (…) 
 

EAS 10/6-05.07.2023 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt geändert: 
 
Die Findungskommission (…), sichtet die 
Bewerbungen und empfiehlt dem Akademischen 
Senat geeignete alle präsidiablen Kandidat*innen. 
 

16 5 31 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 1 Satz 3 bleibt: 
 
Die Findungskommission (…), sichtet die 
Bewerbungen und empfiehlt dem Akademischen 
Senat geeignete Kandidat*innen. 

EAS 11/6-05.07.2023 In § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 2 wird folgender Satz 2 ergänzt (die 
Nummerierung der Folgesätze ändert sich 
entsprechend). 
 

29 3 19 Keine Ergänzung 
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(2) 1Die Vorschläge für die Wahl des*der Präsident*in 
werden vom Akademischen Senat beschlossen. 2Der 
Akademische Senat ist dabei nicht an die 
Empfehlung der Findungskommission gebunden. 

EAS 12/6-05.07.2023 In § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 2 wird nach Satz 4 ergänzt: 

4Das Kuratorium nimmt zu den betreffenden 
Vorschlägen Stellung. ist jedoch frei, eigene 
Vorschläge zu erarbeiten. 5Diese bedürfen der 
Unterstützung der Mehrheit der Mitglieder des 
Kuratoriums.  

26 6 21 In § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in),
Absatz 2 wird nach Satz 4 ergänzt: 

4Das Kuratorium nimmt zu den betreffenden 
Vorschlägen Stellung. 

EAS 13/6-05.07.2023 § 24 Kanzler*in Absatz 2 Sätze 1 und 2 werden wie 
folgt gefasst: 

(2) 1Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. 2Mit dem*der 
Kanzler*in wird ein öffentlich-rechtliches 
Auftragsverhältnis begründet.  

42 7 3 § 24 Kanzler*in Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt
gefasst: 

(2) 1Die Amtszeit beträgt sechs Jahre. 

EAS 14/6-05.07.2023 § 24 Kanzler*in Absatz 2 Satz 2 (wenn unter 3 die 
linke Alternative gewählt wurde) oder Satz 3 (wenn 
unter 3 die rechte Alternative gewählt wurde) wird wie 
folgt gefasst: 
Einmalige Wiederwahl ist zulässig. 

10 6 37 Keine Einfügung.

EAS 15/6-05.07.2023 § 26 (Aufgaben des AS). Nr. 1 soll wie folgt 
geändert werden: 
Der Akademische Senat ist zuständig für 
akademische Angelegenheiten, die die Hochschule 
als Ganzes betreffen, neben den Aufgaben aus §§ 61 
Absatz 2, 67 Absatz 3 BerlHG insbesondere auch für 
1. die Stellungnahme zu den Hochschulverträgen,

sowie die Beratung bzw. Stellungnahme zu den
Leistungsberichten des Präsidiums über die
Erfüllung der Hochschulverträge

10 11 31 Der Änderungsantrag zu § 26 Nr. 1 wird abgelehnt, § 26
Nr. 1 bleibt: 
Der Akademische Senat ist zuständig für akademische 
Angelegenheiten, die die Hochschule als Ganzes 
betreffen, neben den Aufgaben aus §§ 61 Absatz 2, 67 
Absatz 3 BerlHG insbesondere auch für 
1.die Stellungnahme zu den Hochschulverträgen,
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EAS 16/6-05.07.2023 § 26 (Aufgaben des AS) Nr. 2 soll wie folgt geändert 
werden: 

Der Akademische Senat ist zuständig für 
akademische Angelegenheiten, die die Hochschule 
als Ganzes betreffen, neben den Aufgaben aus §§ 61 
Absatz 2, 67 Absatz 3 BerlHG insbesondere auch für 
1. (…)
2. Vorschläge für die Errichtung, Veränderung und
Aufhebung von wissenschaftlichen 
Organisationseinheiten sowie Stellungnahmen zur 
Errichtung, Veränderung und Aufhebung von 
Untergliederungen der Fakultäten, im Benehmen mit 
der betroffenen Fakultät. 

21 3 30 § 26 Nr. 2 bleibt:

Der Akademische Senat ist zuständig für akademische 
Angelegenheiten, die die Hochschule als Ganzes 
betreffen, neben den Aufgaben aus §§ 61 Absatz 2, 67 
Absatz 3 BerlHG insbesondere auch für 
1. (…)
2. Vorschläge für die Errichtung, Veränderung und
Aufhebung von wissenschaftlichen 
Organisationseinheiten sowie Stellungnahmen zur 
Errichtung, Veränderung und Aufhebung von 
Untergliederungen der Fakultäten, im Benehmen mit 
der betroffenen Fakultät. 

EAS 17/6-05.07.2023 § 34 Absatz 1 Nr. 1 (Zusammensetzung der 
Kuratoriums): 
(1) Dem Kuratorium gehören an 
1. vier Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die

in besonderem Maße mit dem
Wissenschaftsbereich vertraut und nicht
Mitglieder der Technischen Universität Berlin, des
Senats von Berlin oder der Berliner Verwaltung
sind,

0 1 53 § 34 Absatz 1 Nr. 1 (Zusammensetzung der
Kuratoriums): 
(1) Dem Kuratorium gehören an 
1. sechs Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens, die

in besonderem Maße mit dem
Wissenschaftsbereich vertraut und nicht Mitglieder
der Technischen Universität Berlin, des Senats von
Berlin oder der Berliner Verwaltung sind,

EAS 18/6-05.07.2023 § 34 Absatz 5 wird gestrichen: 

(5) Mitglieder des Akademischen Senats oder des 
Erweiterten Akademischen Senats dürfen dem 
Kuratorium nicht angehören. 

1 4 49 § 34 Absatz 5 wird wie folgt geändert:

(5) Personen, die sowohl in den (Erweiterten) 
Akademischen Senat als auch in das Kuratorium 
gewählt wurden, müssen sich entscheiden, in welchem 
Gremium sie ihre Mitgliedschaft ausüben wollen. Die 
erstmalige Teilnahme an einer Sitzung eines dieser 
Gremien führt zum automatischen Ausschluss für das 
jeweils andere. Die Teilnahme am Wahlkonvent und am 
Kuratorium schließen einander nicht aus. 

EAS 19/6-05.07.2023 § 35 Absatz 1 Nr. 4 soll wie folgt geändert werden: 
(1) Das Kuratorium ist zuständig für 

einstimmig - - § 35 Absatz 1 Nr. 4 es wird die alte Fassung 
beibehalten: 
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(…) 
4. Empfehlungen zur Entwicklung der Hochschule
sowie die Stellungnahme zu Struktur- und 
Entwicklungsplänen  

(1) Das Kuratorium ist zuständig für 
(…) 
4. die Stellungnahme zu Hochschulentwicklungs- und
Ausstattungsplänen 

EAS 20/6-05.07.2023 § 35 Absatz 1 Nr. 10 soll wie folgt geändert werden: 

(1) Das Kuratorium ist zuständig für 
(…) 
10. die Förderung des Zusammenwirkens von
Technischer Universität Berlin, Staat und 
Gesellschaft  

33 7 12 § 35 Absatz 1 Nr. 10 bleibt unverändert:

(1) Das Kuratorium ist zuständig für 
(…) 
10. Fragen der gesellschaftlichen Verantwortung, und
Einbettung der Hochschule in die Gesellschaft. 

EAS 21/6-05.07.2023 § 35 Aufgaben des Kuratoriums. In § 35 Absatz 1 
wird folgender Satz 2 ergänzt: 

(1) 1Das Kuratorium ist zuständig für (…) 
2Die Kuratoriumsmitglieder begreifen sich als 
Botschafter*innen der TUB in der Gesellschaft. 

37 6 9 In § 35 Absatz 1 wird kein Satz 2 eingefügt.

EAS 22/6-05.07.2023 Streichung der Tenure-Board-Beauftragten in § 36 
Absatz 3 Satz 2 Nr. 15 (Fakultätsrat) 

2Mit Rede- und Antragsrecht sind berechtigt, in den 
Sitzungen des Fakultätsrates teilzunehmen: 
(…) 
15.  die vom in der Satzung über die Besetzung von

Professuren und Juniorprofessuren 
vorgesehenen Tenure Board entsandten 
Beauftragten 

16. der*die Beauftragte für Diversität und
Antidiskriminierung und/oder eine Vertretung des 
entsprechenden Gremiums und die 
entsprechenden dezentralen Ansprechpersonen 
nach § 59a BerlHG 

46 4 3 in § 36 Abs. 3 Satz 2 Nr. 15 (Fakultätsrat) werden die
Tenure-Board-Beauftragten beibehalten: 

2Mit Rede- und Antragsrecht sind berechtigt, in den 
Sitzungen des Fakultätsrates teilzunehmen: 
(…) 
15.  die vom in der Satzung über die Besetzung von

Professuren und Juniorprofessuren vorgesehenen
Tenure Board entsandten Beauftragten

16. der*die Beauftragte für Diversität und
Antidiskriminierung und/oder eine Vertretung des 
entsprechenden Gremiums und die 
entsprechenden dezentralen Ansprechpersonen 
nach § 59a BerlHG 
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EAS 23/6-05.07.2023 Nach § 47 wird der Abschnitt IV von Institute in 
Untergliederungen der Fakultäten umbenannt und es 
wird ein neuer § 48 eingefügt 

52 2 0 Keine Einfügung des Paragrafen 
 
  

EAS 24/6-05.07.2023 Nach § 47 wird der Abschnitt IV von Institute in 
Untergliederungen der Fakultäten umbenannt und es 
wird als neuer § 48 eingefügt (die Nummerierung der 
folgenden Paragrafen wird redaktionell entsprechend 
angepasst): 
 

§ 48 
Untergliederung der Fakultäten 

 
(1) Soweit der Fakultätsrat im Benehmen mit dem 
Akademischen Senat nicht gemäß § 37 Absatz 1 
Satz 1 Nr. 2. etwas anders bestimmt, werden auf der 
Ebene der Fakultäten Institute nach Maßgabe der 
folgenden Vorschriften gebildet.  
 
(2) 1Andere Organisationsformen können im 
Einvernehmen zwischen Fakultätsrat und 
Akademischem Senat für einen Zeitraum von 2 
Jahren erprobt werden. 2Nach Ablauf dieser Frist 
kann nach Evaluation eine Verlängerung des 
Erprobungszeitraumes um weitere 2 Jahre 
beschlossen werden; nach Ablauf der 
Erprobungsphase ist bei Bewährung eine 
entsprechende Ergänzung der Grundordnung 
herbeizuführen. 3Im Beschluss auf Einrichtung der zu 
erprobenden neuen Organisationsformen sind die in 
§ 75a Absatz 1 Satz1 BerlHG aufgezählten 
Festlegungen zu treffen. 4Die Institute, deren Rechte 
durch die neuen Organisationsformen eingeschränkt 
werden, müssen der Erprobung und ihrer 
Verlängerung zustimmen. 
 
 

- - einstimmig Der vorgelegte § 47 (links) wird wie folgt modifiziert 
(eine Entscheidung, ob 4 oder 6 Jahre erfolgt in der 
nächsten Abstimmung): 
 

§ 48 
Untergliederung der Fakultäten 

 
(1) Soweit der Fakultätsrat im Benehmen mit dem 
Akademischen Senat nicht gemäß § 37 Absatz 1 Satz 
1 Nr. 2. etwas anders bestimmt, werden auf der Ebene 
der Fakultäten Institute nach Maßgabe der folgenden 
Vorschriften gebildet.  
 
(2) 1Andere Organisationsformen können im 
Einvernehmen zwischen Fakultätsrat und 
Akademischem Senat für einen Zeitraum von maximal 
4/6 Jahren erprobt werden. 2NachVor Ablauf dieser Frist 
muss eine Evaluation durchgeführt und mindestens so 
weit abgeschlossen sein, dass über eine Verstetigung 
entschieden werden kann. Bei Bewährung ist 
rechtzeitig vor Ablauf der Erprobungsphase eine 
entsprechende Ergänzung der Grundordnung 
herbeizuführen.kann nach Evaluation eine 
Verlängerung des Erprobungszeitraumes um weitere 2 
Jahre beschlossen werden; nach Ablauf der 
Erprobungsphase ist bei Bewährung eine 
entsprechende Ergänzung der Grundordnung 
herbeizuführen. 3Im Beschluss auf Einrichtung der zu 
erprobenden neuen Organisationsformen sind die in § 
75a Absatz 1 Satz1 BerlHG aufgezählten Festlegungen 
zu treffen. 4Die Institute, deren Rechte durch die neuen 
Organisationsformen eingeschränkt werden, müssen 
der Erprobung und ihrer Verlängerung zustimmen und 
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(3) 1Vor dem Beschluss des Fakultätsrates, seine 
Institute aufzulösen, sind diese anzuhören. 2Die 
Auflösung wird wirksam mit Ablauf der aktuellen 
Amtsperiode, soweit die betroffenen Institutsräte 
nicht ihre Auflösung zu einem früheren Zeitpunkt 
beschließen. 3Dieser Zeitpunkt kann nicht vor 
Herstellung des Einvernehmens zwischen 
Fakultätstrat und Akademischem Senat gemäß § 37 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 liegen. 
 
(4) Die Aufgaben des Institutsrates fallen bei 
Auflösung an den Fakultätsrat zurück, die Aufgaben 
des*der Geschäftsführenden Direktor*in an den*die 
Dekan*in. 
 

sind vor der Verstetigung vom Fakultätsrat und 
Akademischen Senat anzuhören. 
 
(3) 1Vor dem Beschluss des Fakultätsrates, seine 
Institute aufzulösen, sind diese anzuhören. 2Die 
Auflösung wird wirksam mit Ablauf der aktuellen 
Amtsperiode, soweit die betroffenen Institutsräte nicht 
ihre Auflösung zu einem früheren Zeitpunkt 
beschließen. 3Dieser Zeitpunkt kann nicht vor 
Herstellung des Einvernehmens zwischen Fakultätstrat 
und Akademischem Senat gemäß § 37 Absatz 1 Satz 1 
Nr. 2 liegen. 
 
(4) Die Aufgaben des Institutsrates fallen bei Auflösung 
an den Fakultätsrat zurück, die Aufgaben des*der 
Geschäftsführenden Direktor*in an den*die Dekan*in. 
 

EAS 25/6-05.07.2023 § 48 Absatz 2 Satz 1 soll lauten: 
 
(2) 1Andere Organisationsformen können im 
Einvernehmen zwischen Fakultätsrat und 
Akademischem Senat für einen Zeitraum von maximal 
4 Jahren erprobt werden.  

10 4 38 § 48 Absatz 2 Satz 1 soll lauten: 
 
(2) 1Andere Organisationsformen können im 
Einvernehmen zwischen Fakultätsrat und 
Akademischem Senat für einen Zeitraum von maximal 
6 Jahren erprobt werden.  

EAS 26/6-05.07.2023 § 48a (Institutsrat) Absatz 6 wird gestrichen und 
durch folgendes ersetzt: 
 
(6) 1Gehören einem Institutsrat nur drei 
Hochschullehrer*innen an, so entfällt das Stimmrecht 
der Gruppe der Studierenden, es sei denn, der*die 
Vertreter*in der Mitarbeiter*innen für Technik, Service 
und Verwaltung ist in einer Angelegenheit nicht 
stimmberechtigt. 2Gehören einem Institutsrat nur zwei 
Hochschullehrer*innen an, so entfällt zusätzlich das 
Stimmrecht der Gruppe der Mitarbeiter*innen für 
Technik, Service und Verwaltung. 3Gehört einem 
Institutsrat nur ein*e Hochschullehrer*in an, so verfügt 

49 4 0 § 48a (Institutsrat) Absatz 6 wird unverändert 
beibehalten: 
 
(6) 1Gehören einem Institutsrat nur drei 
Hochschullehrer*innen an, so entfällt das Stimmrecht 
der Gruppe der Studierenden, es sei denn, der*die 
Vertreter*in der Mitarbeiter*innen für Technik, Service 
und Verwaltung ist in einer Angelegenheit nicht 
stimmberechtigt. 2Gehören einem Institutsrat nur zwei 
Hochschullehrer*innen an, so entfällt zusätzlich das 
Stimmrecht der Gruppe der Mitarbeiter*innen für 
Technik, Service und Verwaltung. 3Gehört einem 
Institutsrat nur ein*e Hochschullehrer*in an, so verfügt 
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nur sie oder er über das Stimmrecht. 4Die 
Vertreter*innen der Gruppen, deren Stimmrecht 
entfällt, haben im Übrigen die gleichen Rechte und 
Pflichten wie die stimmberechtigten Mitglieder. 
Gehören einem Institutsrat weniger als vier 
Hochschullehrer*innen an, werden die Stimmen der 
verbleibenden Hochschullehrer*innen so gewichtet, 
dass sie in Ihrer Gesamtheit 4 Stimmen entsprechen. 

nur sie oder er über das Stimmrecht. 4Die 
Vertreter*innen der Gruppen, deren Stimmrecht entfällt, 
haben im Übrigen die gleichen Rechte und Pflichten wie 
die stimmberechtigten Mitglieder. 

EAS 27/6-05.07.2023 In § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 7 Satz 3 wird EAS durch Wahlkonvent ersetzt: 
 
(7) 1Eine Abwahl des*der Präsident*in kann auf 
Vorschlag des Akademischen Senats im 
Einvernehmen mit dem Kuratorium oder auf Vorschlag 
des Kuratoriums im Einvernehmen mit dem 
Akademischen Senat erfolgen. 2Sowohl der Vorschlag 
als auch das Einvernehmen bedarf der Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder. 3Die Abwahl 
erfolgt durch den Erweiterten Akademischen Senat 
den Wahlkonvent mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen der Mitglieder. 

43 7 3 § 54 (Wahl und Abwahl des*der Präsident*in), 
Absatz 7 Satz 3 wird der EAS als Abwahlgremium 
beibehalten: 
 
(7) 1Eine Abwahl des*der Präsident*in kann auf 
Vorschlag des Akademischen Senats im Einvernehmen 
mit dem Kuratorium oder auf Vorschlag des 
Kuratoriums im Einvernehmen mit dem Akademischen 
Senat erfolgen. 2Sowohl der Vorschlag als auch das 
Einvernehmen bedarf der Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen der Mitglieder. 3Die Abwahl erfolgt durch den 
Erweiterten Akademischen Senat mit der Mehrheit von 
zwei Dritteln der Stimmen der Mitglieder. 

EAS 28/6-05.07.2023 Bisherige § 60, 61, 62, 63 sollen ersetzt werden 
durch folgende Paragrafen: 
 
bisher § 62 Entwurf Grundordnung, soll ersetzt 
werden durch:  
 

§ 60 
Beratungs- und Beschwerdestelle 

 
(1) Die TU Berlin richtet für das Anliegen der 
diskriminierungsfreien Hochschule eine Beratungs- 
und Beschwerdestelle ein. Die Einrichtung der 
Beschwerdestelle nach §13 Abs. 1 AGG bleibt hiervon 
unberührt.  
 

einstimmig - - §§ 60-63 bleiben unverändert: 
 

§ 60  
Aufgaben und Stellung der*des Beauftragten für 

Diversität und Antidiskriminierung 
 

(1) 1Zur Wahrnehmung der in § 5b Abs. 1 und 2 BerlHG 
sowie in § 59a Abs. 2 BerlHG beschriebenen Aufgaben 
wird vom Akademischen Senat ein*e Beauftragte*r für 
Diversität und Antidiskriminierung bestellt. 2Er*sie 
nimmt auch die Beratungsfunktion der Organe der 
Technischen Universität Berlin nach § 5b Abs. 3 BerlHG 
wahr. 
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(2) Die Beratungs- und Beschwerdestelle entwickelt 
ein Beschwerdeverfahren, das in einer Satzung 
geregelt wird. Die Beratungs- und Beschwerdestelle 
berät Betroffene von Diskriminierung. Sie nimmt 
Beschwerden entgegen und empfiehlt der 
Hochschulleitung Maßnahmen zur Behebung von 
Beschwerden. Die Beratungs- und Beschwerdestelle 
informiert und sensibilisiert die Hochschulangehörigen 
für das Anliegen der diskriminierungsfreien 
Hochschule und entwickelt Präventionsmaßnahmen.  
 
(3) Informationen über persönliche und sachliche 
Verhältnisse von Betroffenen dürfen nicht ohne deren 
Einverständnis an Dritte weitergegeben oder sonst 
verwertet werden. Die Beratungs- und 
Beschwerdestelle ist in der Ausübung der Tätigkeit 
unabhängig und arbeitet weisungsungebunden. 
 
(4) Die Beratungs- und Beschwerdestelle ist mit den 
erforderlichen Sach- und Personalressourcen 
auszustatten.   
(5) Die Beratungs- und Beschwerdestelle ist Mitglied 
in der Kommission für Diversität und 
Antidiskriminierung.  
 
bisher § 63 Entwurf der Grundordnung, soll ersetzt 
werden durch:  
 

§ 61  
Dezentrale Ansprechpersonen für Diversität und 

Antidiskriminierung 
 
(1) Soweit dies aufgrund ihrer Größe und Struktur 
erforderlich ist, benennen die Fakultäten, 
Zentralinstitute, Zentraleinrichtungen und sonstige 
Einrichtungen der Hochschule dezentrale 

(2) Der Akademische Senat kann Vorgaben für den 
Bericht der*des Beauftragte*n für Diversität und 
Antidiskriminierung verlangen, sofern diese nicht die 
Unabhängigkeit seiner*ihrer Aufgabenerfüllung 
einschränken. 
 
(3) Er*sie ist in der Ausübung Ihrer*seiner Tätigkeit 
unabhängig und arbeitet weisungsungebunden. 
 
(4) Gegenüber der Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragen besteht keinerlei Über- 
oder Unterordnungsverhältnis. 
 
(5) Anstelle der Wahl einer*eines Beauftragten für 
Diversität und Antidiskriminierung kann der 
Akademische Senat auch ein Gremium für Diversität 
und Antidiskriminierung beauftragen. 
 
(6) 1Soweit ein Gremium für Diversität und 
Antidiskriminierung eingerichtet wird, wird festgelegt, 
wer darin die Sprecher*innenfunktion wahrnimmt. 
2Der*die Sprecher*in nimmt die in den Absätzen 2 und 
3 beschriebene Vertretung in den Gremien wahr. 
3Der*die Sprecher*in kann sich durch ein anderes 
Mitglied der Ansprechstelle vertreten lassen. 4Die 
Absätze 4 und 5 gelten für die Ansprechstelle 
entsprechend. 
 
(7) Zur Kompensation der Aufgabenwahrnehmung soll 
§ 11 Absatz 2 entsprechend angewendet werden. 

 
§ 61  

Bestellung der*des Beauftragten für Diversität und 
Antidiskriminierung 
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Ansprechpersonen für Diversität und 
Antidiskriminierung.  
 
(2) Die dezentralen Ansprechpersonen beraten die 
Organe und Gremien ihres Bereichs zur Entwicklung 
von Studiengängen, zu Fragen der Studierbarkeit und 
in Berufungsverfahren. Sie haben in ihren Bereichen 
Teilnahme-, Antrags- und Rederecht in allen 
Sitzungen der Gremien.  
 
(3) Zur Kompensation der Aufgabenwahrnehmung 
kann § 11 Absatz 2 entsprechend angewendet 
werden. Eine parallele Amtswahrnehmung mit den 
Aufgaben der nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten ist nicht möglich.  
 
(4) Die dezentralen Ansprechpersonen sollen für den 
gemeinsamen Austausch und zur strukturellen 
Weiterentwicklung der TU Berlin in Fragen von 
Diversität und Antidiskriminierung Mitglied in der 
Kommission für Diversität und Antidiskriminierung 
sein.  
  
 
 
bisher § 60 und 61 Entwurf Grundordnung, soll 
ersetzt werden durch: 
 

§ 62 
Kommission für Diversität und 

Antidiskriminierung 
 

(1) Vom Akademischen Senat wird eine Kommission 
für Diversität und Antidiskriminierung nach § 59a 
Absatz 1 BerlHG eingesetzt.  
 

(1) 1Die Bestellung der*des Beauftragten für  Diversität 
und Antidiskriminierung erfolgt durch den 
Akademischen Senat und gilt für einen Zeitraum von 
sechs Jahren. 2Erfolgt nach Ablauf eine Bestätigung 
durch den Akademischen Senat, ist das 
Dienstverhältnis zu entfristen. 
 
(2) Eine Abwahl durch den Akademischen Senat ist 
nicht möglich. 
 
(3) 1Soweit der Akademische Senat ein Gremium für 
Diversität und Antidiskriminierung beauftragt, wird 
dieses ebenfalls für sechs Jahre eingerichtet. 2Die in 
das Gremium entsandten Personen sind für eine 
Amtszeit von 2 Jahren zu entsenden. 
 

§ 62  
Beratungs- und Beschwerdestelle Diversität und 

Antidiskriminierung 
 

(1) Die Beratungs- und Beschwerdestelle dient als 
Anlaufstelle für alle an der Technischen Universität 
Berlin von Diskriminierung Betroffenen. 
 
(2) Neben der Durchführung vertraulicher Beratungen 
nimmt sie alle Beschwerden im Zusammenhang mit 
Diversitäts- und Antidiskriminierungsangelegenheiten 
entgegen, prüft die Vorwürfe und entwickelt 
Lösungsvorschläge für das Präsidium. 
 
(3) Je nach Charakter der Beschwerde kann sich die 
Beschwerdestelle zur Unterstützung an die*den 
Beauftragten (oder die Ansprechstelle) für Diversität 
und Antidiskriminierung , die Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten sowie die*den 
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(2) Die Kommission empfiehlt der Hochschule auf 
Basis der Analyse von Benachteiligungen, 
Maßnahmen zum Abbau von individuellen und 
strukturellen Barrieren. Zur Kompensation der 
Aufgabenwahrnehmung kann § 11 Absatz 2 
entsprechend angewendet werden. Die Kommission 
ist mit den zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen 
Personal- und Sachmitteln auszustatten.  
 
(3) Die Kommission für Diversität und 
Antidiskriminierung erstellt mindestens alle zwei Jahre 
einen Bericht über den Stand der Entwicklung der TU 
Berlin hin zur Verwirklichung der Chancengleichheit 
und Antidiskriminierung. Der Akademische Senat 
nimmt zu dem Bericht Stellung.  
 
(4) Die*der Vorsitzende der Kommission für Diversität 
und Antidiskriminierung hat Teilnahme-, Antrags- und 
Rederecht in den zentralen Gremien der Universität. 
 
(5) Zusätzlich zu einer Kommission für Diversität und 
Antidiskriminierung kann der Akademische Senat 
auch eine Person als Beauftragte*n für Diversität und 
Antidiskriminierung wählen. Diese*r ist mit den zu 
Erfüllung ihrer*seiner Aufgaben notwenigen mit 
Personal- und Sachmitteln auszustatten. In diesem 
Fall wird die*der Beauftragte für eine Amtszeit von 6 
Jahren vom Akademischen Senat gewählt. Wird 
die*der Beauftragte durch Wiederwahl vom 
Akademischen Senat im Amt bestätigt, ist das 
Dienstverhältnis zu entfristen.  
 

Beauftragte*n für Studierende mit Behinderungen und 
chronischen Erkrankungen wenden. 
 
(4) Ein einheitliches Beschwerdeverfahren wird durch 
Satzung geregelt. 
 
(5) Die Einrichtung einer Beschwerdestelle nach § 13 
Abs. 1 AGG bleibt davon unberührt. 
 
 

§ 63  
Dezentrale Ansprechpersonen für Diversität und 

Antidiskriminierung 
 

 (1) Fakultäten, Zentralinstitute, Zentraleinrichtungen 
und sonstige Einrichtungen der Hochschule benennen 
Ansprechpersonen oder Gremien für Diversität und 
Antidiskriminierung soweit dies aufgrund ihrer Größe 
und Struktur erforderlich ist. 
 
(2) 1Die Ansprechpersonen bzw. die Gremien dienen 
als Multiplikatoren für die Arbeit der*des Beauftragten 
(oder der Ansprechstelle) für Diversität und 
Antidiskriminierung und. 2Innerhalb ihres jeweiligen 
Bereichs haben Sie ein Teilnahme-, Antrags- und 
Rederecht in allen Sitzungen der Gremien. 3§ 62 Absatz 
6 gilt entsprechend. 
 
(3) Zur Kompensation der Aufgabenwahrnehmung kann 
§ 11 Absatz 2 entsprechend angewendet werden. 
 
(4) Eine parallele Amtswahrnehmung mit den Aufgaben 
einer nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten ist nicht möglich. 
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EAS 29/6-05.07.2023 § 65 (Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte) Absatz 2 wird wie folgt 
gefasst: 

 
§ 65 

Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(2) Die nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten werden für die Dauer von 
3 Jahren bestellt. 
 

24 6 
 
 
 

PATT 

24 § 65 (Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte) Absatz 2 wird wie folgt 
gefasst: 

 
§ 65 

   
Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(2) Die nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten werden bei erstmaliger 
Wahl für die Dauer von 3 Jahren, bei Wiederwahl für 
die Dauer von 6 Jahren bestellt. 

EAS 30/6-05.07.2023 § 65 
Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(2) Die nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten werden bei erstmaliger 
Wahl für die Dauer von 3 Jahren, bei Wiederwahl für 
die Dauer von 6 Jahren bestellt. 

Ja: 23 4 Nein: 27  

EAS 31/6-05.07.2023 § 65 
Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(2) Die nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten werden für die Dauer von 
3 Jahren bestellt. 

Ja: 36 9 Nein: 2  

EAS 32/6-05.07.2023 § 65 
Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(3) 1Die nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten sind mit den für die 
Amtsausübung erforderlichen Sachmitteln 
auszustatten. 2In den Fakultäten sind mindestens 

3 8 42 § 65 
Nebenberufliche Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragte 

 
(3) Die nebenberuflichen Frauen- und 
Gleichstellungsbeauftragten sind mit den für die 
Amtsausübung erforderlichen Sachmitteln 
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3.000 Euro pro Jahr, in zentralen Bereichen und der 
ZUV mindestens 500 Euro pro Jahr zur Verfügung zu 
stellen. 3Für die Amtsausübung erforderliche 
Weiterbildungen sind Ihnen zusätzlich zu 
ermöglichen. 

auszustatten. Für die Amtsausübung erforderliche 
Weiterbildungen sind Ihnen zu ermöglichen. 
 

EAS 33/6-05.07.2023 § 70 
Abweichung vom BerlHG gemäß § 7a BerlHG 

 
Die Grundordnung der Technischen Universität Berlin 
enthält folgende Abweichungen vom BerlHG gemäß § 
7a BerlHG: 
 

1. § 19 Absatz 1 weicht ab von § 51 Absatz 1 
BerlHG (Einführung Wahlkonvent als 
zentrales Gremium) 
 

2. §§ 21 Absatz 2 Satz 1 Nr. 9, 31 Nr 3, 35 
Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 weichen ab von §§ 52 
Absatz 8,63 Satz 2, § 65 Absatz Nr. 2 
BerlHG (2-jährlicher Rechenschaftsbericht)   
 

3. § 22 Absatz 4 weicht ab von § 55 Absatz 2 
BerlHG (Amtszeit 4 Jahre, nur einmalige 
direkte Wiederwahl möglich) 
 

4. § 54 Absatz 3 bis 7 weicht ab von § 55 
Absatz 2 und 4 BerlHG (Wahl und Abwahl P 
durch Wahlkonvent) 
 

5. § 55 weicht ab von §§ 57 Absatz 3 und 5, 65 
Absatz 1 Nr. 5 (Nominierung VPs, Wahl und 
Abwahl VPs durch Wahlkonvent) 
 

6. §§ 24 Absatz 2, 56 weichen ab von §§ 58 
Absatz 3 bis 5 und 7, 65 Absatz 1 Nr. 5 

einstimmig - -  
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(Amtszeit, Nominierung, Wahl und Abwahl 
K, ÖRAV) 
 

7. § 25 Absatz 3 weicht ab von § 60 Absatz 3 
(Ferienausschuss für Sitzungen in 
vorlesungsfreier Zeit möglich 
 

8. §§ 26 Nr. 3, 54-56 weichen ab von § 63 Satz 
1 (Aufgabenverschiebung an AS bzw. 
Wahlkonvent) 
 

9. § 34 Absatz 1 bis 3 weicht ab von § 64 
Absatz 1 und 2 
 

10. § 54 Absatz 2 Satz 4 und 5 weicht ab von § 
65 Absatz 1 Nr. 5 (Nominierung P) 

 
EAS 34/6-05.07.2023 § 71 

Übergangsvorschriften 
 

(1) 1Soweit in dieser Grundordnung für Amtszeiten 
eine Begrenzung für Wiederwahlmöglichkeit 
vorgesehen ist, werden die Bestimmungen nur auf 
nach Inkrafttreten beginnende Amtszeiten 
angewendet. 2Abgeschlossene oder bei Inkrafttreten 
laufende Amtszeiten werden nicht berücksichtigt.  
 
(2) (…) 

einstimmig - -  

EAS 35/6-05.07.2023 Nach § 70 wird folgender § 71 Absatz 1 Sätze 3 und 
4 eingefügt: 

 
§ 71 

Übergangsvorschriften 
 

(1) (…)3Fristbeginn für in der Grundordnung 
neugeregelte Fristen ist der Tag des fristauslösenden 

16 2 32 Nach § 70 wird folgender § 71 Absatz 1 Satz 3 
eingefügt: 

§ 71 
Übergangsvorschriften 

 
(1) (…) 3Fristbeginn für in der Grundordnung 
neugeregelte Fristen ist der Tag des Inkrafttretens.  
(2) (…) 
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Ereignisses. 4Soweit dadurch eine Frist bereits 
abgelaufen sein sollte, verlängert sich diese um ein 
Jahr ab dem Tag des Inkrafttretens. 
 
(2) (…) 

EAS 36/6-05.07.2023 Gesamtabstimmung der Änderungen der 
Grundordnung der Technischen Universität lt. 
Synopse versandt am 06.07.2023, sowie der unter Nr. 
1/6-05.07.2023 - 35/6-05.07.2023 gefassten 
Beschlüsse. 

einstimmig - -  
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